
Verfahrensfehler des JA – „Rechte vor Ort durchsetz en“ 

Fallportrait Anna 16 Jahre 

Anna lebt zusammen mit ihrer Mutter und deren Lebensgefährten in Berlin. Die Eltern 

trennten sich als Anna 8 Jahre alt war, zu ihrem leiblichen Vater besteht sporadischer 

Kontakt. 

Nach der Grundschule besuchte Anna auf Wunsch der Mutter das Gymnasium und bestand 

das Probehalbjahr dort nicht. Sie wechselte zur Realschule. Ende 2008, als Anna die 8. 

Klasse wiederholte, spitzte sich die häusliche und schulische Situation deutlich zu. Seit 

Wochen war Anna schon nicht mehr zur Schule gegangen. Stattdessen verbrachte sie ihre 

freie Zeit, soweit die Mutter wusste, mit anderen Jugendlichen, die ebenfalls die Schule 

schwänzten. Gemeinsam wurde Alkohol getrunken und Anna war bereits bei mehreren 

Diebstählen ertappt worden. Annas Mutter und ihr Lebensgefährte versuchten mit Anna zu 

reden und über Strafen bzw. Anreize (bspw. zusätzliches Taschengeld) einen regelmäßigen 

Schulbesuch zu erreichen, scheiterten damit jedoch. Annas Mutter sah keine Möglichkeit 

mehr, auf ihre Tochter einzuwirken und mit ihr zu reden. Die angespannte familiäre Situation 

wurde zusätzlich belastet durch die Aussicht, dass Anna aufgrund der Fehlzeiten den 

Übergang in die 9. Klasse nicht schaffen und damit auf die Hauptschule wechseln würde. Als 

Annas Mutter schließlich erfuhr, dass Anna sich an einer Schlägerei beteiligt und auf ein auf 

dem Boden liegendes Mädchen eintreten hatte, wendete sie sich im März 2009 ans 

Jugendamt. 

Der zuständige Mitarbeiter verwies die Mutter zunächst an die Erziehungs- und 

Familienberatungsstelle. Dort und beim Schulpsychologischen Dienst wurden mehrere 

Beratungsgespräche mit der Mutter und Anna geführt. Die Erziehungsberatungsstelle 

beurteilte die familiäre Situation als sehr belastet, die familiären Ressourcen als 

ausgeschöpft und empfahl eine Unterbringung in einer geeigneten Jugendhilfeeinrichtung. 

Daraufhin fand am 30.06.2009 ein Hilfeplangespräch mit der Familie sowie Vertreter/innen 

des Schulpsychologischen Dienstes, des Schulamtes und der Erziehungs- und 

Familienberatungsstelle statt. Die zuständige Fachkraft des Jugendamtes erstellte einen 

Hilfeplan, der eine Unterbringung gemäß § 27 i.V.m. § 34 SGB VIII in einer Einrichtung mit 

intensiver Betreuung vorsah. Im Rahmen der Betreuung sollte vor allem der regelmäßige 

Schulbesuch sichergestellt werden. Nach Einschätzung aller Beteiligten war eine 

Unterbringung außerhalb des jetzigen Lebensumfelds und der momentanen sozialen 

Kontakte notwendig. Die Einrichtung sollte im Randbereich oder außerhalb von Berlin 

gesucht werden, ohne S- oder U- Bahnverbindung nach Berlin.  

Von einer Bekannten hatte Annas Mutter bereits im Vorfeld eine Einrichtung empfohlen 

bekommen, die zwar bisher in einem anderen Bundesland arbeitete, aber demnächst nach 

Brandenburg umziehen sollte. Die Mutter berichtete im Hilfeplanungsgespräch von dieser 

Einrichtung und äußerte den Wunsch, dass ihre Tochter dort untergebracht werden solle. 

Der zuständige Sozialarbeiter ging auf diesen Wunsch nicht ein und wies darauf hin, dass 

das Jugendamt eigene Vorschläge zur Unterbringung unterbreiten würde und dann die 

geeignete Einrichtung ausgewählt werde. 

Nach dem Gespräch wurden der Familie vom Jugendamt zwar zwei Institutionen eines 

Trägers in Berlin angeboten, aber keine Einrichtung in Brandenburg. Die Familie besuchte 



daher sowohl die vom Jugendamt angebotenen Einrichtungen in Berlin als auch zum 

Vergleich die vorab empfohlene, neu nach Brandenburg gezogene Einrichtung. Die 

Institution in Brandenburg gefiel Anna und ihrer Mutter am besten und entsprach dem im 

Hilfeplan formulierten Profil. 

Anna machte in Gesprächen deutlich, dass sie in keine der vom Jugendamt angebotenen 

Einrichtungen ziehen wolle. Die Mutter informierte sich daraufhin über ihr Mitspracherecht 

und erfuhr, dass sie ein Wunsch- und Wahlrecht bei der Auswahl der Einrichtungen besitzt. 

Auf dieses Recht bezog sie sich in den Gesprächen mit dem Mitarbeiter vom Jugendamt und 

forderte die Bewilligung der Einrichtung in Brandenburg. Dies wurde ihr mit der Begründung 

verwehrt, dass noch kein Trägervertrag mit dem Land Berlin vorliege.  

Von Seiten des Jugendamtes gab es von nun an keine weiteren Vorschläge und auch keinen 

Termin zum Gespräch mehr. Auf Drängen der Mutter, dass ihre Tochter Hilfe benötigt, 

verwies der zuständige Sozialarbeiter des Jugendamtes an seinen Vorgesetzten. Dieser war 

jedoch nicht zu einem persönlichen Gesprächstermin bereit, und forderte die Mutter 

stattdessen schriftlich auf, eine der beiden angebotenen Einrichtungen in Berlin zu wählen. 

Anna könne dort sofort einziehen, da in beiden Einrichtungen noch Plätze frei seien.  

Nachdem die Mutter nach wiederholten Telefonaten ihr Anliegen nicht klären kann, wendet 

sie sich im September 2009 schließlich an den BRJ.  

Es findet ein Beratungsgespräch mit zwei Mitarbeitern des BRJ statt, die den Sachverhalt 

fachlich prüfen. Es liegen keine schriftlichen Bescheide des Jugendamtes vor. Mit Hilfe des 

BRJ formuliert die Mutter ein Schreiben an den Vorgesetzten im Jugendamt, in dem sie 

begründet, warum keine der beiden angebotenen Einrichtungen in Berlin in Frage kommt 

und warum sie für ihre Tochter die Institution in Brandenburg favorisiert. Sie bittet um einen 

schnellstmöglichen Termin für ein persönliches Gespräch.  

Zu dem Gespräch im Jugendamt im Oktober 2009 werden die Mutter und Anna durch eine 

Vertreterin des BRJ begleitet. An dem Gespräch nehmen der zuständige Sozialarbeiter des 

ASD und sein Vorgesetzter Herr M. teil. Das Gespräch leitet ausschließlich Herr M. Die 

Mutter wird aufgefordert, noch einmal den Jugendhilfebedarf aus ihrer Sicht zu schildern und 

die aktuelle Situation Zuhause zu beschreiben.  

Obwohl der Bedarf bereits von dem zuständigen Sozialarbeiter in Zusammenarbeit mit den 

entsprechenden Fachdiensten (Schulpsychologischer Dienst, EFB) festgestellt wurde, wird 

vom Vorgesetzten alles erneut hinterfragt. Anna wird explizit nach ihrem Wunsch befragt. Sie 

benennt die Einrichtung in Brandenburg und begründet ihre Entscheidung. Herrn M. 

unterstellt Anna, dass sie nur das äußere, was die Mutter hören wolle, und auch in jede 

andere Einrichtung ziehen könne. Er betont auch, dass das Jugendamt nicht dazu da sei, ein 

Internat zu bezahlen, welches die Mutter sich aussuche. 

Die Mitarbeiterin des BRJ greift wiederholt in das Gespräch ein. Sie bittet den Vorgesetzten 

sachlich zu bleiben und der Mutter und Anna nichts zu unterstellen, weist auf das Wunsch- 

und Wahlrecht der Betroffenen hin und auf die im Rahmen der Hilfekonferenz gemeinsam 

mit den Fachdiensten erfolgte Bedarfsfeststellung. Die Frage, warum der Familie nur zwei 

Einrichtungen vom gleichen Träger in Berlin, aber keine Einrichtung in Brandenburg 

angeboten wurden, kann Herr M. nicht beantworten. Auch sieht Herr M. keine Notwendigkeit 

schnell zu handeln: Nach seiner Einschätzung habe sich die Familie mit der jetzigen 



häuslichen und schulischen Situation arrangiert, sonst hätte die Mutter ja die Angebote in 

Berlin angenommen. 

Die Mitarbeiterin des BRJ weist mehrmals nachdrücklich auf das Wunsch- und Wahlrecht 

gemäß § 5 SGB VIII hin und das die Betroffenen stets ihrer Mitwirkungspflicht 

nachgekommen sind. Des Weiteren wird von ihr deutlich formuliert, dass die Betroffenen mit 

Hilfe des BRJ e.V. auch gerichtliche Schritte einleiten könnten. Daraufhin wird der Mutter von 

Herrn M. zugesichert, dass Einrichtungen im Land Brandenburg angeboten werden. Auf 

Anfrage erhält sie eine Kopie des Hilfeplanes ausgehändigt.  

Zwei Wochen später werden den Betroffenen zwei verschiedene Einrichtungen in 

Brandenburg angeboten. Eine Einrichtung gefällt Anna und ihrer Mutter sehr gut, sie melden 

das dem Jugendamt zurück, die Kostenübernahme wird bewilligt und ab Dezember 2009 

kann Anna dort wohnen.  

 


